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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Landes- und Weltausstellungen

Erste Konsequenzen aus dem Bericht ergaben sich in der Direktion: der Finanzchef und
der Marketingchef stellten ihre Posten zu Verfügung. Der Strategische Ausschuss
beantragte seinerseits beim Bundesrat einen Zusatzkredit von 230 Mio Fr. und erklärte
sich mit seiner faktischen Entmachtung durch ein gemäss dem Hayek-Bericht
formiertes Steuerungskomitee einverstanden. Das Steuerungskomitee wurde Mitte
Oktober gebildet. Der in den Medien oft als Wunschkandidat genannte Bundesrat
Couchepin, dessen Departement von Bundesseite her für die Expo zuständig ist, hatte
Ende September erklärt, dass er für diese Aufgabe nicht zur Verfügung stehe. Zum
Mitmachen als Delegierter des Bundes erklärte sich der von Couchepin angefragte
Nationalrat Franz Steinegger (fdp, UR) bereit. Neben dem als Präsidenten agierenden
Steinegger berief der Strategische Ausschuss im Einvernehmen mit dem Bundesrat zwei
Vertreter der Wirtschaft und zwei ehemalige Regierungsräte der Standortkantone Bern
und Neuenburg (Peter Schmid, svp, und Pierre Dubois, sp) in das neue Gremium. 1

ANDERES
DATUM: 30.11.1999
HANS HIRTER

Im Nationalrat, welcher die Vorlage als Erstrat in der Wintersession behandelte,
informierte zuerst die Sprecherin der Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur,
Jacqueline Fehr (sp, ZH), über den Stand der Planung: Am 20. Oktober hatte das neue
„Comité directeur“ unter dem Vorsitz von Nationalrat Steinegger (fdp, UR) seine Arbeit
aufgenommen. Es hatte der Expo-Direktion den Auftrag erteilt, das Budget für eine
Expo im Jahre 2002 in der Dreiseenregion in einem Umfang von 1 Mia Fr. auszuarbeiten.
Die Ausstellungsleitung machte sich in der Folge daran, im Rahmen dieser Vorgabe zwei
Konzepte abzuklären: einerseits wie vorgesehen die vier „Arteplages“ in Biel, Murten
(FR), Neuenburg und Yverdon (VD) und andererseits Varianten für eine mehr
zentralisierte Ausstellung. Im Ratsplenum lagen drei Rückweisungs- und ein
Nichteintretensantrag vor. Die Grüne Teuscher (BE) begründete ihren
Nichteintretensantrag damit, dass es angesichts der staatlichen Sparpolitik nicht
angehe, weitere 250 Mio Fr. für eine Expo auszugeben, die im Gegensatz zum
ursprünglichen Konzept nur noch eine überdimensionierte Leistungsschau der
schweizerischen Wirtschaft sein werde. Ein von der SVP-Fraktion unterstützter
Rückweisungsantrag verlangte nach einer Vorlage, welche die beiden Alternativen
Abbruch oder Verschiebung auf das Jahr 2005 enthält. Zwei weitere
Rückweisungsanträge verlangten eine Halbierung der Kosten (Hess, sd, BE) resp. eine
Dezentralisierung auf alle vier Sprachregionen der Schweiz (Maspoli , lega, TI). Die
Fraktionen der drei übrigen Bundesratsparteien und der LP äusserten ebenfalls heftige
Kritik am alten Expo-Management; da jedoch die neuen Verantwortlichen zu Hoffnung
auf ein Gelingen Anlass geben würden, unterstützten sie den Nachtragskredit. Die
Rückweisungs- und Nichteintretensanträge vermochten nicht mehr als maximal 36
Stimmen auf sich zu vereinigen und unterlagen damit deutlich. Auf Antrag der
Kommission wurde vom Nationalrat noch eine Bestimmung aufgenommen, welche die
Expo-Leitung verpflichtet, der Eidgenössischen Finanzkontrolle und der
Finanzdelegation der eidgenössischen Räte vierteljährlich Bericht über die
Gesamtentwicklung und die Finanzlage zu erstatten, wobei diese beiden Gremien
uneingeschränkt Einsicht in die erforderlichen Dokumente erhalten. In der
Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die Vorlage gegen den Widerstand von
Mehrheiten der SVP und der GP mit 133:39 Stimmen an. Der Ständerat hiess den
Nachtragskredit bei drei Gegenstimmen gut. Kritisch äusserte sich vor allem Brändli
(svp, GR), der betonte, dass der Bund unter Umständen zusätzlich auch noch das im
Hayek-Bericht erwähnte Restrisiko von mindestens 170 Mio Fr. werde zu tragen haben. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.1999
HANS HIRTER
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Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Der Ergänzungsbericht der PUK zu den Vorkommnissen im EJPD ergab danach kaum
grundsätzlich Neues. Er befasste sich unter anderem mit diesen Spezialkarteien, deren
Vorhandensein erst nach der Publikation des ersten Berichts aufgedeckt worden war. In
der Untersuchung einiger Fälle stellte die Puk die systematische Verletzung des
Postgeheimnisses durch einzelne Postämter und Zollstationen fest. In der
parlamentarischen Behandlung dieses Zusatzberichts forderten die Fraktionen der SP
und der Grünen im Nationalrat erfolglos weitere Abklärungen durch die Puk und die
Feststellung der administrativen und politischen Verantwortlichkeit. Die bürgerlichen
Fraktionen und die Untersuchungskommission selbst lehnten weitere Untersuchungen
durch die Puk ab. Mehrere Sprecher betonten, es sei wichtig, nun einen Schlussstrich
unter Vergangenes zu ziehen; der freisinnige Parteipräsident Steinegger (UR) warnte in
diesem Zusammenhang davor, sich mit einer «Musealisierung der Politik» um die
Lösung von Zukunftsaufgaben zu drücken. Dass die bürgerliche Mehrheit des
Nationalrats von den Auseinandersetzungen über die Karteien der Bundesanwaltschaft
offenbar genug hatte, demonstrierte sie ebenfalls am Schlusstag der Sommersession,
als sie anlässlich der Behandlung von Interpellationen drei Anträge auf Diskussion
ablehnte. 3

BERICHT
DATUM: 23.11.1990
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

In schöner Regelmässigkeit wird in der Schweiz, vorzugsweise vor Bundesratswahlen,
die Zweckmässigkeit der Fortführung der sogenannten Zauberformel, d.h. der seit 1959
unveränderten parteipolitischen Zusammensetzung des Bundesrates zur Diskussion
gestellt. Dieses Jahr wurde die Debatte vom Tessiner Nationalrat Cotti (cvp) lanciert. Er
regte an, dass die neugewählte Bundesversammlung sich vor der Bundesratswahl im
Dezember zu einer ausserordentlichen Session treffen sollte, um über ein verbindliches
Regierungsprogramm zu beraten. Die Regierungsbeteiligung der Parteien sollte von der
Zustimmung zu diesem Programm abhängig gemacht werden. Die SP setzte sich sofort
vehement gegen diesen Vorschlag zur Wehr. Sie kritisierte ihn als Manöver, um die SP
entweder auf bürgerliche Positionen zu verpflichten oder aus der Regierung zu
drängen. Aber auch die Parteipräsidenten Steinegger (fdp) und Segmüller (cvp) zeigten
keine Begeisterung für diese Idee. Die vier Regierungsparteien beschlossen immerhin,
nach den Parlamentswahlen im November die Weiterführung der Zauberformel und die
zukünftige Regierungspolitik gemeinsam zu diskutieren. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.11.1991
HANS HIRTER

Unmittelbar nach der Wahl begann die Diskussion um eine Neuverteilung der
Departemente. FDP-Präsident Steinegger verlangte, dass das Finanzministerium von
einem Vertreter einer bürgerlichen Partei übernommen werden müsse. Es war allen
klar, dass er dabei primär an den Freisinnigen Villiger, Vorsteher des
Militärdepartements, dachte. Die Aussicht, erstmals einen Sozialdemokraten mit der
Leitung des EMD zu betrauen, löste bei bürgerlichen Politikern zwar keine Begeisterung
aus, schien aber, zumindest als Übergangslösung, nicht unakzeptabel. Bundesrat Ogi
seinerseits machte deutlich, dass er an einem Wechsel ins EMD kein Interesse habe. Am
1. Oktober beschloss das Regierungskollegium, eine mittlere Rochade vorzunehmen:
Villiger wechselte vom EMD ins EFD, Ogi vom EVED ins EMD und Leuenberger erhielt das
EVED. Kommentare würdigten dies als optimale Verteilung und lobten sowohl die
Führungsqualitäten von Bundespräsident Villiger, welchem es gelungen war, zwischen
den unterschiedlichen Ansprüchen zu vermitteln, als auch die kollegiale und
verantwortungsvolle Haltung Ogis. 5

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 02.10.1995
HANS HIRTER

Am 15. Dezember bestätigte die Vereinigte Bundesversammlung alle amtierenden
Bundesräte. Zuerst wurde Adolf Ogi (svp) als Amtsältester mit dem sehr guten Resultat
von 191 Stimmen gewählt. Damit waren die Spekulationen erledigt, welche in den
Medien über eine eventuelle Wahl des freisinnigen Parteipräsidenten Steinegger (UR)
anstelle des von seiner Partei kaum mehr unterstützten Ogi angestellt worden waren.
Der an zweiter Stelle zu wählende Kaspar Villiger (fdp) wurde mit 187 Stimmen ebenfalls
klar bestätigt. Der als Kandidat gegen die Sozialdemokraten antretende Christoph
Blocher unterlag gegen Ruth Dreifuss mit 148:58 Stimmen und gegen Moritz

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 15.12.1999
HANS HIRTER
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Leuenberger mit 154:58. Blocher hatte also kaum über die Grenzen seiner Partei
hinaus Stimmen sammeln können. Nachdem die Sozialdemokraten ihre Schäfchen im
Trockenen hatten, waren Vergeltungsaktionen angesagt. Leidtragender war der bei der
Linken wegen gewisser wirtschaftsliberaler Aussagen ohnehin wenig beliebte
Freisinnige Couchepin, der bei einem absoluten Mehr von 113 Stimmen lediglich deren
124 erzielte. Problemlos verlief dann die Wiederwahl der beiden im Frühjahr gewählten
CVP-Regierungsmitglieder. Die von der Linken ebenfalls nicht sonderlich geschätzte
Ruth Metzler kam auf 144, Joseph Deiss auf 173 Stimmen. Zum Bundespräsidenten für
das Jahr 2000 wurde mit 176 Stimmen Adolf Ogi, zu seinem Vize mit 145 Stimmen Moritz
Leuenberger gewählt. 6

Die Grünen kündigten kurz nach Ogis Demission an, dass sie eine eigene Kandidatin
aufstellen würden, was sie mit der Nominierung von Nationalrätin Cécile Bühlmann (LU)
dann auch taten. Die SP versuchte vergeblich, die FDP und die CVP von der
Opportunität eines Rauswurfs der SVP aus der Regierung zu überzeugen. Ihr Angebot,
zu diesem Zweck eine freisinnige Kandidatur zu unterstützen, fand lediglich bei einigen
Freisinnigen aus der Romandie Interesse. Der Versuch, die SVP aus dem BR
abzuwählen, fand in der SP-Fraktion mit 29:5 Stimmen eine klare Mehrheit. Danach
lancierten einzelne SP-Politiker die Idee, mit Ulrich Siegrist wenigstens einen möglichst
weit vom politischen Kurs seiner Partei entfernten Vertreter der SVP zu wählen. Ganz
zum Schluss der Kampagne versuchte die SP dann auch noch, den FDP-Präsidenten
Franz Steinegger (UR) ins Spiel zu bringen. Die FDP und die CVP hatten zwar keine Lust,
der SVP den Bundesratssitz zu entreissen; aber sie machten von Anfang an klar, dass sie
niemanden unterstützen würden, der auf der radikalen aussenpolitischen Linie von
Nationalrat Blocher und seiner Zürcher SVP politisiert. Da Eberle und auch Fuhrer
sowohl beim UNO-Beitritt als auch bei der Frage der Bewaffnung von schweizerischen
Armeekontingenten bei Friedenseinsätzen im Ausland eine von Blocher divergierende
Meinung vertreten, waren für sie grundsätzlich alle vier SVP-Politiker wählbar. Beide
Fraktionen verzichteten darauf, eine bestimmte Kandidatur zu unterstützen. Die
Fraktion der Liberalen sprach sich für Schmid aus. 7

ANDERES
DATUM: 05.12.2000
HANS HIRTER

Am 16. September gab Bundesrat Villiger (fdp) seinen Rücktritt nach fast fünfzehn
Jahren Amtszeit, davon die letzten neun als Vorsteher des Finanzdepartements, auf
Ende Jahr bekannt. In den Medien wurde er als nüchterner, effizienter, liberaler und
auf Ausgleich bedachter Magistrat gewürdigt. Da Villiger seine Rücktrittsabsichten
vorher angekündigt hatte, war in der Öffentlichkeit intensiv über allfällige Nachfolger
spekuliert worden, wobei als Favoriten die Berner Ständerätin Christine Beerli und der
Urner Nationalrat Franz Steinegger gehandelt wurden. Gewisse Wahlchancen wurden
auch Christine Egerszegi (AG), Felix Gutzwiller (ZH), Hans-Rudolf Merz (AR) und
Christian Wanner (SO) zugesprochen. Von ihren Kantonalsektionen nominiert wurden
schliesslich Beerli, Egerszegi, der Tessiner Fulvio Pelli, Steinegger und Merz. Die
Fraktion beschloss, ein Zweierticket mit Beerli und Merz zu präsentieren. 8

ANDERES
DATUM: 16.09.2003
HANS HIRTER

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Die FDP wollte sich im Wahljahr als Motor der Erneuerung profilieren. Die Partei
verabschiedete Ende August ihre Wahlplattform mit dem Slogan "Sicherheit durch
Erneuerung" und knüpfte an das in der „Vision 2007“ enthaltene Bekenntnis zu einer
liberalen Modernisierung an. Nach amerikanischer Manier wurde zum "Wahl-Kickoff"
die Halle in Freiburg mit Ballonen in den Parteifarben geschmückt. Über eine grosse
Leinwand wurde das Geschehen in Übergrösse projiziert. Der bekannte Fernseh-
Moderator Filippo Leutenegger leitete eine Gesprächsrunde zum Thema Wirtschaft und
Freisinn; Bundesrat Couchepin vergab goldene KMU-Oskars an innovative
Unternehmerinnen und Unternehmer. Die FDP sah ihren Feind für die Wahlen für
einmal nicht in der SP sondern in der SVP und deren "politischen Fundamentalismus",
wie Parteipräsident Steinegger ausführte. Der traditionelle Konflikt zwischen Links und
Rechts bestehe zwar weiterhin in Fragen der Umverteilung und in der Auffassung von
der Rolle des Staates. In Fragen der Aussenpolitik und der Sicherheit sei dieses
Konfliktmuster hingegen überholt. Das Programm umfasste einen Forderungskatalog
mit vier Schwerpunkten. Eine Reihe wirtschaftspolitischer Postulate wurde unter dem
Titel "Mehr Arbeit ermöglichen" subsumiert. Die Lohnabgaben sollen gesenkt und die

WAHLEN
DATUM: 16.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

01.01.90 - 01.01.20 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



berufliche Weiterbildung durch eine Bildungsoffensive unterstützt werden. Im zweiten
Schwerpunkt kündigten die Freisinnigen den Aufbruch in der Finanz- und Sozialpolitik
an. Die Einführung einer bescheidenen ökologischen Steuerreform wurde begrüsst,
sollte aber vollständig durch verminderte Lohnprozente aufgefangen werden. Die FDP
sprach sich dezidiert gegen einen weiteren Ausbau der Sozialwerke aus; es soll mehr
auf die Eigenverantwortung der Bürgerinnen und Bürger abgestellt werden. Die letzten
beiden Schwerpunkte widmeten sich der Asyl- und Aussenpolitik, insbesondere der
internationalen Kooperation. Das Asylverfahren soll weiter gestrafft und die
Integrationsbemühungen der Schweiz in internationalen Gemeinschaften wie die UNO
sowie in wirtschaftspolitische und europäische Organisationen verstärkt werden. Im
Spätsommer lancierte die FDP eine Volksinitiative, die ein Steuermoratorium für sieben
Jahre verlangt. Ebenfalls beschlossen wurde eine Petition für eine "kinder- und
elternfreundliche Grundschule". 9

Les électeurs des deux demi-cantons de Suisse centrale ont confirmé leur soutien aux
parlementaires sortants. Le PDC a maintenu son siège à Obwald et les radicaux à
Nidwald. Quant au corps électoral de Glaris, il a confirmé le sortant du PS. Le retrait de
Franz Steinegger, après plus de vingt ans de présence au parlement, n’a pas empêché
les radicaux de maintenir leur siège à Uri. La nouvelle élue, Gabi Huber, est la première
représentante féminine du canton à Berne. La délégation schwyzoise, malgré un
élargissement à quatre membres à la suite du dernier recensement, a été fortement
modifiée avec la non réélection de deux parlementaires sortants : la radicale Maya
Lalive d’Epinay et le démocrate chrétien Toni Eberhard. Si les démocrates-chrétiens (-
3,8 points à 23,4%) ont sauvé leur mandat, les radicaux (-3,8 points à 15,4%) ont perdu
le leur. Les principaux gagnants ont été le PS (+1,2 à 17,6%), qui a récupéré son siège
perdu en 1999, et l’UDC qui a obtenu deux mandats (+7,8 points à 43,6%). Les radicaux
ont perdu un siège à Zoug (3 sièges) où le sortant Hajo Leutenegger n’a pas été
confirmé par le corps électoral. L’UDC, avec une progression de 6,3 points à 27,7%, a
conservé son siège. Les démocrates-chrétiens ont fait de même, malgré une baisse de
3,5 à 22,9% et le retrait de Peter Hess après vingt ans au parlement fédéral.
L’apparentement entre les socialistes et la liste « Alternative Kanton Zug » a permis à la
gauche de reprendre le siège perdu en 1999. La liste socialiste n’ayant obtenu que la
deuxième place de l’apparentement, c’est le candidat alternatif Josef Lang qui a été
élu. 10

WAHLEN
DATUM: 19.10.2003
ROMAIN CLIVAZ

Le nombre de retraits du Conseil national a été de 32, contre 40 en 1999. Douze élus
radicaux ne se sont plus présentés, de même que huit démocrates-chrétiens, sept
socialistes, deux UDC, un Vert, un libéral ainsi qu’un représentant de l’Alliance de
gauche. Parmi les conseillers nationaux sortants, 19 ont déposé une double candidature
Conseil national-Conseil des Etats. Le seul candidat à se retirer de la Chambre basse
pour tenter sa chance au Conseil des Etats a été le Tessinois Giuliano Bignasca (Lega).
Parmi les plus anciens représentants du peuple tirant leur révérence, on signalera les
départs du Neuchâtelois Claude Frey (prd, élu en 1979), de l’ Uranais Franz Steinegger
(prd, 1980) et du démocrate-chrétien zougois Peter Hess (1983). A la Chambre haute, on
mentionnera notamment la radicale zurichoise Vreni Spoerry (conseillère nationale de
1983 à 1996 puis conseillère aux Etats de 1996 à 2003), le démocrate-chrétien
fribourgeois Anton Cottier (élu depuis 1987), ainsi que Christine Beerli, élue depuis 1991
et candidate malheureuse au Conseil fédéral en décembre de l’année sous revue. 11

WAHLEN
DATUM: 31.12.2003
ROMAIN CLIVAZ

Wirtschaft
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Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Beide Ratskammern überwiesen gegen den Widerstand des Bundesrates, der ein
Postulat vorgezogen hätte, gleichlautende Motionen von Gadient (svp, GR) (Mo. 90.398)
und Steinegger (fdp, UR) (Mo. 90.397) für eine Aufstockung des Fonds für
Investitionshilfe im Rahmen des Investitionshilfegesetzes für Berggebiete (IHG). Aus
diesem Fonds werden zinsgünstige, rückzahlbare Darlehen für Infrastrukturvorhaben
gewährt. Der Fonds stellt das wichtigste Instrument der regionalen Strukturpolitik dar;
er war ursprünglich mit CHF 500 Mio dotiert gewesen und infolge der grossen
Nachfrage 1985 um CHF 300 Mio erhöht worden. Die Verabschiedung dieser Motionen
geschah vor dem Hintergrund einer Mitteilung der für die Zuteilung der Kredite
zuständigen Zentralstelle für regionale Wirtschaftsförderung, dass ihr noch im Lauf des
Jahres die Mittel ausgehen würden. 12

MOTION
DATUM: 18.09.1990
HANS HIRTER

Der Bundesrat reagierte rasch auf die im Vorjahr überwiesenen Motionen Gadient (svp,
GR) und Steinegger (fdp, UR) für eine Aufstockung des Fonds für Investitionshilfe an
die Berggebiete. Da seit 1987 sowohl die Anzahl der Unterstützungsgesuche als auch die
in ihnen beantragten Beiträge stark angestiegen waren, hatten die vorhandenen Mittel
nicht mehr ausgereicht, um allen begründeten Begehren fristgerecht zu entsprechen.
Die aus diesem Grund zurückgestellten Gesuche hatten bis Ende 1990 einen
Gesamtbetrag von rund CHF 240 Mio erreicht. Der Bundesrat beantragte nun dem
Parlament, den Fonds bis zum Jahr 2000 in variablen Jahresraten um insgesamt CHF
670 Mio zu erhöhen. Angesichts der als positiv beurteilten Wirkungen des
Investitionshilfegesetzes und der akuten Finanzknappheit des Fonds war das Anliegen
unbestritten. Der Ständerat bezweifelte aber, dass die von der Regierung genannte
Summe ausreichen würde. Er stimmte deshalb mit 17 zu 6 Stimmen der von der
Kommissionsmehrheit beantragten Heraufsetzung auf CHF 900 Mio zu. Im Nationalrat
sprachen sich die Grünen, die Liberalen und die LdU/EVP-Fraktion sowie eine
Minderheit der Freisinnigen und der Sozialdemokraten für ein Festhalten am
bundesrätlichen Vorschlag von CHF 670 Mio aus. Mit äusserst knappem Mehr setzte sich
diese Ansicht durch. In der Differenzbereinigung fand jedoch der Kompromissvorschlag
der kleinen Kammer, den Fonds um CHF 800 Mio aufzustocken, auch im Nationalrat
deutliche Zustimmung.

Im Anschluss an dieses Geschäft lehnten beide Räte Motionen ab, welche eine
grundlegende Überprüfung und gegebenenfalls eine Revision des
Investitionshilfegesetzes für Berggebiete verlangt hatten. Darin war vor allem eine
vermehrte Berücksichtigung von Aspekten der Ökologie und der europäischen
Integration sowie der Ausschluss von einigen Städten (z.B. Thun, Ascona und Locarno)
aus den Berggebietsregionen gefordert worden. Nach Ansicht der nationalrätlichen
Kommissionsmehrheit waren diese Motionen auch deshalb überflüssig, weil die
Geschäftsprüfungskommission die Durchführung entsprechender Abklärungen bereits
vorher beschlossen hatte. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.06.1991
HANS HIRTER

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Dagegen forderten die Sozialdemokraten einmal mehr die Einführung einer
Kapitalgewinnsteuer für Privatpersonen. Die Forderung erhielt durch explodierende
Aktienkurse fusionierender Grosskonzerne und die Tatsache, dass in der Schweiz die
Buchgewinne an den Börsen erstmals die Arbeitseinkommen überstiegen, zusätzlichen
Auftrieb. Sogar FDP-Exponenten wie Parteipräsident Franz Steinegger sprachen sich für
eine Besteuerung von Kapitalgewinnen aus. Nachdem der Bundesrat von einer
Kapitalgewinnsteuer noch im letzten Jahr nichts wissen wollte, beauftragte er die im
Vorjahr eingesetzte Kommission Behnisch, auch Wege gegen die Abwanderung von
Börsengeschäften aufzuzeigen und Kompensationsmöglichkeiten für Steuerausfälle,
darunter auch eine Kapitalgewinnsteuer, zu prüfen. Die Frage der Ergiebigkeit ist
jedoch umstritten. Auf eine einfache Anfrage Jans (sp, ZG) hin schätzte der Bundesrat
die Erträge einer Kapitalgewinnsteuer von durchschnittlich 15% auch in guten
Börsenzeiten auf «höchstens 100 bis 400 Mio». Andere Besteuerungsmodelle zur
Kompensation einer allfälligen Abschaffung des Börsenstempels werden geprüft. So
reichte Ständerat Schüle (fdp, SH) ein Postulat ein, das vom Bundesrat die Prüfung einer
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Vermögenszuwachssteuer verlangt, die auch den Wertzuwachs noch nicht verkaufter
Aktien und anderer Wertschriften erfassen würde. Andere Parlamentarier möchten das
Wertschriftendepot (Depotabgabe) mit einer Abgabe belasten.
Zu den steuerpolitischen Forderungen und dem Ruf nach einer Sondersession der SP
siehe unten, Teil IIIa (SP). 14

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Mit einem Ja-Stimmenanteil von knapp 71% und der Zustimmung aller Kantone wurde
das Haushaltsziel 2001 deutlicher als erwartet angenommen. Am klarsten stimmte der
Kanton Appenzell Innerrhoden mit einem Ja-Anteil von 81,1% zu, gefolgt von den
Kantonen Glarus (78,1%), Zug (78,0%), St.Gallen (77,1%) und Nidwalden (77,0%). Am
knappsten war die Annahme der Vorlage mit einem Unterschied von lediglich 590
Stimmen im Kanton Jura (52,1%). In der Romandie (61%) und in der
italienischsprachigen Schweiz (62%) fiel die Zustimmung generell weniger deutlicher
aus als in der Deutschschweiz (74%), was nicht zuletzt auf die schwierigere
Wirtschaftslage zurückgeführt wurde. Das Ergebnis war für Finanzminister Villiger ein
persönlicher Erfolg, nachdem er sich für die Vorlage besonders intensiv eingesetzt
hatte. Die bürgerliche Seite zeigte sich mit dem deutlichen Verdikt des Volkes
zufrieden. Nach Ansicht von CVP-Präsident Durrer habe das Volk einer Finanzpolitik zu
Lasten kommender Generationen eine deutliche Absage erteilt. FDP-Präsident
Steinegger interpretierte das Abstimmungsergebnis als eindeutige Legitimation, die
Bundesfinanzen in Ordnung zu bringen, insbesondere auf der Ausgabenseite. Für die
SVP war klar, dass das Volk genug habe von der Schuldenwirtschaft; beim Sparen gebe
es in Zukunft keine Tabu-Bereiche mehr. Die SP als eigentliche Verliererin des
Abstimmungskampfes forderte die Umsetzung der Versprechen am runden Tisch und
verlangte, dass zur Sanierung des Bundeshaushaltes keine einseitigen Sparübungen zu
Lasten der Sozialwerke gemacht werden dürften. Enttäuscht zeigte sich auch die Grüne
Partei, die dem Bundesrat vorwarf, die Bevölkerung getäuscht zu haben, indem er eine
Lösung der Finanzprobleme ohne Mehreinnahmen als möglich erscheinen liess.

Abstimmung vom 7. Juni 1998

Beteiligung: 40,9%
Ja: 1 280 329 (70,7%) / 20 6/2 Stände
Nein: 530 486 (29,3%) / 0 Stände

Parolen:
— Ja: FDP, CVP, SVP, LP, LdU, EVP, FP, SD, EDU; SGV, Vorort, Arbeitgeberverband,
Angestelltenverbände, Bauernverband.
— Nein: SP, GP, CSP, Lega, PdA; SGB, CNG. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.06.1998
URS BEER

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

La votation sur l’article constitutionnel sur l’énergie du 23 septembre 1990 a cependant
suscité beaucoup d'interrogations dans l'arène politique quant à la future politique
énergétique suisse. Ainsi les motions des groupes écologiste (Mo. 90.810), socialiste
(Mo. 90.735), indépendant-évangélique (Mo. 90.715) et de la conseillère nationale
Segmüller (pdc, SG) (Mo. 90.823) désirent-elles, pêle-mêle, une taxe énergétique, des
principes tarifaires (basés sur les coûts marginaux), des mesures de protection de
l'environnement, une diminution des importations d'électricité, un plafonnement des
participations helvétiques dans les centrales atomiques étrangères ainsi que des
objectifs quant à la consommation globale (à noter aussi les interpellations des députés
Steinegger (prd, UR) (Ip. 90.847) et Wanner (prd, SO) (Ip. 90.727) ainsi que le postulat du
CE Huber (pdc, AG) (Po. 90.724)). 16
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Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

Am 7. Februar kam die Volksinitiative «Wohneigentum für alle» des
Hauseigentümerverbandes zur Abstimmung. Auf der Gegnerseite wurde vor der
Abstimmung durch den Mieterverband und den Gewerkschaftsbund eine intensive
Kampagne geführt. Der Mieterverband stellte in grossen Zeitungsinseraten die Fairness
der Vorlage in Frage. Der Eigenheimbesitzer sei nach dem geltenden Gesetz bereits
bevorzugt, weil er im Gegensatz zu den Mieterinnen und Mietern einen Teil der
Aufwendungen fürs Wohnen von den Steuern abziehen könne. Mit seiner Initiative wolle
nun der Hauseigentümerverband zusätzlich eine Reduktion des Eigenmietwertes und
damit ein weiteres Steuergeschenk erwirken. Auch die Parteileitung der SP empfahl die
Initiative einstimmig zur Ablehnung. Ein überparteiliches Komitee «Nein zur
Hauseigentümer-Initiative», welches durch die Ständeräte Zimmerli (svp, BE) und Beerli
(fdp, BE) präsidiert wurde und welchem über 100 Parlamentarier beigetreten waren,
warnte vor Steuererhöhungen und Kürzungen im Sozialbereich, die nach der Annahme
notwendig würden. Schützenhilfe erhielten die Gegner der Initiative auch durch
Bundesrat Villiger, der auf die enormen Steuerausfälle hinwies. Die kantonalen
Finanzdirektoren schlugen ebenfalls Alarm. Sie bezifferten die jährlichen Steuerausfälle
in neun untersuchten Kantonen insgesamt auf über CHF 500 Mio.

Auf der Befürworterseite machten sich in erster Linie Exponenten des
Hauseigentümerverbandes für die Initiative stark. Sie präsentierten eine Studie des
Basler Wirtschaftsprofessors Tobias Studer (erschienen im März 1997 im Auftrag des
HEV), wonach die Initiative zu einer starken Zunahme der privaten Bauinvestitionen und
damit zu Steuermehreinnahmen führen würde. Die SVP beschloss mit 235 zu 22
Stimmen – entgegen der Meinung ihrer Kantonalsektionen Graubünden, Jura und
Appenzell-Ausserrhoden – deutlich die Ja-Parole.

FDP und CVP taten sich schwer damit, eine Parole zu verabschieden. Die
Delegiertenversammlung der FDP spaltete sich in zwei fast gleich grosse Lager.
Bundesrat Kaspar Villiger und Parteipräsident Steinegger plädierten für die Nein-Parole,
weil die Initiative hauptsächlich jenen diene, die bereits Wohneigentum besässen und
sich hinter der Vorlage heimliche Subventionen in Milliardenhöhe verbergen würden.
Für die Initiative sprach Nationalrat Dettling (fdp, SZ), Präsident des Schweizerischen
Hauseigentümerverbandes. Zum Schluss obsiegten die Gegner mit 101 zu 83 Stimmen. In
der Folge fassten nicht weniger als 16 Kantonalsektionen die Ja-Parole. Das knappe Nein
wurde von Steinegger als Auftrag verstanden, nach erfolgreicher Sanierung der
Bundesfinanzen die allgemeinen Steuersätze zu senken. Die Parteispitze schlug den
Delegierten zudem vor, auf die Abschaffung des Eigenmietwertes bei gleichzeitiger
Streichung des Schuldzinsabzugs hinzuarbeiten. Die Abzüge für den Unterhaltsaufwand
hingegen sollen beibehalten werden. Die Parole der CVP, die an der
Delegiertenversammlung vom 17. Januar gefasst wurde, war im Vergleich zur FDP
deutlicher ausgefallen. Nationalrat Baumberger (cvp, ZH), seinerseits Vorstandsmitglied
des Hauseigentümerverbandes, versuchte seine Partei vergeblich für eine Zustimmung
zur Initiative zu gewinnen. Mit 215 gegen 68 stimmten die Delegierten gegen die
Annahme der Initiative und folgten damit dem Apell ihres Parteipräsidenten Durrer, an
den Beschlüssen des Runden Tisches zur Haushaltssanierung festzuhalten.

In der Abstimmung lehnte das Schweizer Stimmvolk die Initiative «Wohneigentum für
alle» mit 58,7% Neinstimmen ab. Nur die Kantone Aargau, Glarus und Schwyz hiessen
die Initiative gut. Am klarsten gegen die Vorlage gestimmt haben städtische Gebiete
(Basel-Stadt 79,4%), aber auch ländliche Kantone wie Uri oder Graubünden lehnten die
Initiative mit mehr als 60% Nein ab. Überdurchschnittlich stark fiel die Ablehnung auch
in der französischen Schweiz 

Eidgenössische Volksinitiative „Wohneigentum für alle“
Abstimmung vom 7. Februar 1999

Beteiligung: 38,2%
Ja: 721'717 (41,3%) / 3 Stände
Nein: 1'025'025 (58,7%) / 17 6/2 Stände

Parolen: 
– Ja: SVP (3*), FP, Lega, LP (3*), SD; Baumeisterverband, SGV, Bauernverband.
– Nein: SP, FDP (16*), CVP (2*), GP, LdU, EVP, PdA, EDU; SGB, VSA, Mieterinnen- und

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.02.1999
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Mieterverband, Hausverein Schweiz, CNG.
– Stimmfreigabe: Vorort
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 17

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Kollektive Arbeitsbeziehungen

In Bellinzona reagierten die Beschäftigten der SBB-Unterhaltswerkstätte anfangs März
mit einem unbefristeten Streik auf den Entscheid des SBB-Verwaltungsrates, den rund
400 Personen umfassenden Personalbestand massiv abzubauen. Im Rahmen einer
Restrukturierung von SBB-Cargo wollte die SBB in Bellinzona 128 Stellen abbauen, 18
nach Chiasso (TI) verlegen und 10 ins Werk Yverdon (VD) verschieben, wo in Zukunft der
Lokomotivunterhalt konzentriert werden soll. Offen war noch, wie es mit dem Bereich
Güterwagen-Unterhalt mit über 200 Beschäftigten weitergehen soll. Erwogen wurde ein
gemeinsames Projekt mit einer Privatfirma aus der Region. In der Folge zeigte sich in
der Agglomeration Bellinzona, ja im ganzen Tessin eine breite Solidarität mit den
Streikenden. In Grossdemonstrationen manifestierten die Bevölkerung, aber auch
Politiker aller Parteien und Vertreter der katholischen Kirche gegen den Stellenabbau
und die drohende Schliessung der „Officine FSS“. Obwohl die gewerkschaftlich
Organisierten unter den Streikenden mehrheitlich dem Schweizerischen
Eisenbahnerverband (SEV) angehörten, traten vor allem das betriebliche Streikkomitee
und die Gewerkschaft Unia in Erscheinung.

Eine Gesprächsrunde zusammengesetzt aus Tessiner Politikern, einer Delegation der
SBB und Bundesrat Leuenberger schlug vor, dass unter der Voraussetzung eines
Streikabbruchs die SBB den Stellenabbau vorübergehend sistieren solle. Sie hätte dann
die den Reorganisationsbeschlüssen zugrunde liegenden Berechnungen transparent zu
machen und mit den Arbeitnehmervertretern nochmals Verhandlungen über die
Zukunft der Werkstätte zu führen. Die Streikenden lehnten dieses Angebot zweimal ab.
Sie verlangten Garantien für das uneingeschränkte Weiterbestehen des SBB-Werks in
Bellinzona, wobei die Beschäftigten weiterhin dem SBB-GAV unterstellt sein müssten.
Nach genau einem Monat, am 7. April, brachen die Streikenden ihre Aktion ab, ohne
dass man sich auf eine Lösung geeinigt hätte. In der Folge wurden Verhandlungen
zwischen der SBB und den Gewerkschaften und mit alt-Nationalrat Franz Steinegger
(fdp, UR) als Vermittler aufgenommen. Diese führten nach sechs Monaten zu einer
Einigung, welche den Bestand der Werkstätte Bellinzona bis 2013 garantiert, von
dieser aber eine höhere Produktivität fordert. Die gleichzeitig mit dem Abbau in
Bellinzona beschlossene Schliessung des SBB-Cargo-Kundenzentrums in Freiburg (165
Stellen) und der Personalabbau im SBB-Werk Biel (46 Stellen) führte zwar auch zu
Protesten, aber nicht zu Arbeitsniederlegungen. 18

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.04.2008
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Zu Beginn des Jahres geriet die Sozialpolitik in eine grundsätzliche Kontroverse. Als
erster prellte Arbeitgeberdirektor Hasler vor. Er verlangte ein Moratorium beim
weiteren Ausbau der verschiedenen Zweige der Sozialversicherung, da die
Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz keine zusätzlichen Lohnprozente und
Lohnnebenkosten mehr erlaube. An der Delegiertenversammlung der FDP doppelte
Parteipräsident Steinegger nach und forderte eine bedarfsgerechte Sozialpolitik,
welche die Sozialwerke sichere, ohne den Staat zu überfordern. Das Engagement der
öffentlichen Hand solle auf jene konzentriert werden, die wirklich Hilfe nötig hätten. In
ähnlichem Sinn äusserte sich auch SVP-Präsident Uhlmann. Er vertrat ebenfalls die
Auffassung, der Sozialstaat sei nun genügend ausgebaut, und es werde in Zukunft
vordringlich darum gehen, in einer schwierigen Gratwanderung zwischen Finanz- und
Sozialpolitik einen allzu schmerzhaften Abbau zu verhindern. 19
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Unfallversicherung

Seit Anfang des Berichtsjahres sind alle Arbeitslosen bei der SUVA gegen
Nichtbetriebsunfälle versichert; bisher erstreckte sich der Schutz lediglich auf jene
Arbeitslosen, die schon vorher versichert waren. Die Prämie - derzeit 3,1% - wird von
der Arbeitslosenentschädigung abgezogen. Eine Motion Brunner (sp, GE) im Ständerat
und eine analoge Motion Steinegger (fdp, UR) im Nationalrat (Mo. 96.3137), welche
beantragten, dass ein Teil dieser Prämie von der Arbeitslosenversicherung
übernommen werden soll, wurden auf Antrag des Bundesrates, der die Angelegenheit
noch vertieft prüfen möchte, nur als Postulat überwiesen. 20

MOTION
DATUM: 21.06.1996
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

1997, als das Doppeljubiläum „150 Jahre Bundesstaat“ und „50 Jahre UNO-
Menschenrechte“ bevorstand, hatte sich der Nationalrat grosszügig gezeigt. 111
Parlamentarierinnen und Parlamentarier unterzeichneten damals eine Motion
Fankhauser (sp, BL), die analog zur Praxis in den Nachbarländern Frankreich und Italien
eine Amnestie für „Papierlose“ verlangte, deren effektive Zahl im Dunkeln liegt.
Fankhauser dachte dabei vor allem an Saisonniers, die nach Ablauf ihrer
neunmonatigen Bewilligung nicht in die Heimat zurückkehren, an die „versteckten“
Familienangehörigen von Saisonniers sowie an eine weitere Anzahl von Personen, die
aus verschiedenen Gründen ihre Aufenthaltserlaubnis verloren haben. Dieser Vorstoss
verstand sich auch als Beitrag zur Bekämpfung der Schwarzarbeit. Der Bundesrat
beantragte, die Motion in ein Postulat umzuwandeln, da zwei unterschiedliche Anliegen
(Straferlass und aufenthaltsrechtliche Regelung) vermengt würden; letztere könnte nur
durch eine Revision des Anag oder durch einen befristeten Bundesbeschluss umgesetzt
werden. Der Zürcher SVP-Abgeordnete Fehr wollte auch das Postulat ablehnen, da
damit Unrecht zu Recht erklärt würde, unterlag aber mit 66 zu 40 Stimmen; zustimmen
mochten dem Postulat neben dem links-grünen Lager nur noch ein Dutzend Mitglieder
der CVP, einige welsche Liberale und Freisinnige, sowie – als einziger Deutschschweizer
seiner Partei – FDP-Präsident Steinegger (UR). 21

MOTION
DATUM: 20.04.1999
MARIANNE BENTELI

Asylpolitik

Seit 1992 entscheidet die Asylrekurskommission (ARK) über Beschwerden abgewiesener
Asylsuchender. Nachdem sie in den ersten Jahren der Kritik aus dem linken Lager
ausgesetzt war, geriet sie – nach einigen Jahren der relativen Ruhe – nun plötzlich ins
Kreuzfeuer der bürgerlichen Kreise. Bereits im Oktober des Vorjahres hatte FDP-
Präsident Steinegger moniert, gewisse Entscheidungen der ARK seien „schlicht und
einfach unverständlich“, weshalb er den Bundesrat auffordere, mit Weisungen auf das
Gremium Einfluss zu nehmen. Unterstützt von 82 Mitunterzeichnern doppelte
Nationalrat Fehr (svp, ZH) mit einer Interpellation nach, in der er die
„unverantwortlichen Entscheide“ der ARK anprangerte. Seiner Ansicht nach leistet die
„lasche und realitätsfremde“ Praxis der ARK dem Asylmissbrauch Vorschub, da damit
signalisiert werde, dass man in der Schweiz mit einer Kaskade von Einsprachen ein
Asylverfahren beliebig in die Länge ziehen könne. Der Bundesrat wies in seiner Antwort
darauf hin, dass die ARK nur die Aufgaben wahrnimmt, welche ihr im Bundesbeschluss
von 1990 über das Asylverfahren zugeteilt wurden. Er sah deshalb keine Veranlassung
für Massnahmen, soweit ihm solche aufgrund der Gewaltenteilung und seiner
ausschliesslich administrativen Aufsichtskompetenz überhaupt zur Verfügung stünden,
insbesondere auch, weil in den letzten Jahren die ARK rund 90% der
Wegweisungsentscheide des BFF stützte. 22
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Familienpolitik

1989 bei der Nomination von Franz Steinegger (fdp, UR) für die Bundesratswahl und
1993 bei der "Schlammschlacht" gegen die Bundesratsanwärterin Christiane Brunner
(sp, GE) war das mehr oder minder "unorthodoxe" Familienleben der beiden
Kandidaten - zumindest hinter vorgehaltener Hand - im Zentrum der Polemik
gestanden. Dass dies bei der Wahl von Bundesrat Moritz Leuenberger (sp, ZH), der mit
seiner Lebenspartnerin im Konkubinat lebt und aus dieser Verbindung einen Sohn hat,
in keiner Hinsicht ein Thema war, zeigte, dass zumindest die eidgenössischen
Parlamentarierinnen und Parlamentarier die heutige Familienrealität, in der jede dritte
neugeschlossene Ehe wieder geschieden wird, anerkennen und die Brüche in den
Lebensläufen als nicht diskriminierende Tatsache akzeptieren.

ANDERES
DATUM: 06.09.1995
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteiensystem

Innerhalb von nur einem Jahr besetzten alle vier Bundesratsparteien und die Grünen
die meisten Spitzenämter neu. Es fand eine Verlagerung vom Berg ins Tal, vom Land in
die Stadt und teilweise von der Zentral- in die Ostschweiz statt: Nachdem im Oktober
2000 die SP Christiane Brunner zur Präsidentin gewählt hatte, folgte im April 2001 die
FDP, als Franz Steinegger nach über zwölf Jahren Gerold Bührer das Amt übergab. Einen
Monat später wählte die CVP Philipp Stähelin zum Nachfolger von Adalbert Durrer. Im
Oktober schliesslich bestimmten die Grünen ein Kopräsidium mit Ruth Genner und
Patrice Mugny, das Ruedi Baumann ablöste. In den Generalsekretariaten übernahmen
überwiegend Junge die Leitung oder das Amt des Pressesprechers: Im Vorjahr hatten
bei der FDP Guido Schommer Johannes Matyassy und bei der SP Reto Gamma Jean-
François Steiert als Generalsekretär ersetzt. Im Berichtsjahr folgte bei der SVP Gregor
Rutz auf Jean-Blaise Defago und bei der CVP Reto Nause auf Hilmar Gernet. Auch die
Parteisprecher wechselten: Bei der FDP ist neu die 32-jährige Barbara Perriard, bei der
SVP der 29-jährige Yves Bichsel, bei der CVP die 25-jährige Béatrice Wertli und bei der
SP Jean-Philippe Jeannerat (47) zuständig für die Öffentlichkeitsarbeit. 23

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2001
MAGDALENA BERNATH

Grosse Parteien

Die freisinnig-demokratische Partei verfolgte im Berichtsjahr weiterhin eine Strategie
der Personalisierung ihrer Parteipolitik, was laut dem Generalsekretär Christian Kauter
die einzige Chance zur Überwindung der Vertrauenskrise in der Wählerschaft seit der
Kopp-Affäre darstellt. An den Parteitagen profilierten sich neben Parteipräsident
Steinegger (UR) sowie Fraktionschef Pascal Couchepin (VS) auch Gilles Petitpierre (GE),
René Rhinow (BL) und die Zürcherinnen Vreni Spoerry und Lili Nabholz. 24

PARTEICHRONIK
DATUM: 28.04.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Zu Beginn des Jahres brachte die «Fischbacher-Affäre» der FDP negative Schlagzeilen.
Die FDP St. Gallen sah vorerst keinen Anlass, ihr Parteimitglied, den Arzt Walter
Fischbacher, dem vorgeworfen wurde, sich als Gegner des Anti-Rassismus-Gesetzes
wiederholt rassistisch und antisemitisch geäussert zu haben, auszuschliessen. FDP-
Präsident Franz Steinegger stellte sich auf den Standpunkt, dass die Regelung des Falles
Fischbacher nur in die Kompetenz der St. Galler Kantonalpartei falle. Mutter- und
Kantonalpartei mussten sich den Vorwurf mangelnder Abgrenzung gegen Rechtsaussen
gefallen lassen. Schliesslich gab Fischbacher selbst seinen Austritt bekannt und kam
damit einem Entscheid der Kantonalpartei zuvor. 25

PARTEICHRONIK
DATUM: 19.01.1995
EVA MÜLLER

Nach acht Sitzverlusten bei den 1995 durchgeführten kantonalen Wahlen verlor die
Staatsgründerin FDP auch bei den eidgenössischen Wahlen 0,8% an Wählerstimmen
(neu: 20,2%), konnte aber trotzdem einen Nationalratssitz hinzugewinnen. In einer
Nachwahlanalyse führte Parteipräsident Steinegger das Wahlresultat unter anderem
darauf zurück, dass die Mehrheit der FDP-Wählerschaft den EU-Beitritt als langfristiges
Ziel nicht wünscht. Als weiteren Grund sah er den missglückten Angriff der Zürcher FDP
auf die Zauberformel anlässlich der Bundesratswahlen. Während die FDP in ihrer
einstigen Hochburg Zürich einen Sitz verlor, konnte die SVP um Christoph Blocher ihre

WAHLEN
DATUM: 22.10.1995
EVA MÜLLER

01.01.90 - 01.01.20 10ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Vorherrschaft im bürgerlichen Lager ausbauen. 26

Ein Vorstoss von FDP-Nationalrat Bernard Comby (VS), der verlangte, dass der
Bundesrat unmittelbar nach Abschluss der bilateralen Verhandlungen das in Brüssel
liegende EU-Beitrittsgesuch reaktiviert, führte in der freisinnigen Fraktion zu einer
heftigen Diskussion über den Europa-Kurs der Partei. FDP-Präsident Franz Steinegger
hielt an der europapolitischen Zielsetzung fest, sich auf die bilateralen Verhandlungen
zu konzentrieren. An einer Delegiertenversammlung in Interlaken im April votierte auf
Antrag der Genfer Sektion eine von Romands und Jungliberalen angeführte Mehrheit
von 102 zu 81 Stimmen dann aber überraschend dafür, den EU-Beitritt als langfristiges,
strategisches Ziel in einem als zu vage empfundenen Positionspapier zur Aussenpolitik
festzuschreiben. Vergebens setzte sich die Parteiführung für eine Offenhaltung der
Optionen ein. Damit übernahm die Partei weitgehend die Haltung des Bundesrates.
Verschiedene freisinnige Befürworter eines EU-Beitritts warfen Parteipräsident
Steinegger im Verlauf des Jahres allerdings vor, den Parteibeschluss nicht zu
respektieren und die Position der FDP zu vernebeln. 27

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.10.1995
EVA MÜLLER

Im April wechselten vier Aargauer Parlamentarier der serbelnden Freiheits-Partei zur
FDP. Parteipräsident Steinegger gab zum Zuwachs aus den Reihen der Freiheits-Partei
sein Einverständnis, wobei er klar machte, dass nur wer freisinnig-liberale Positionen
vertrete, in der Partei Platz habe. Steinegger signalisierte den FDP-Kantonalparteien
auch seine Zustimmung, mit den Freiheitlichen Listenverbindungen einzugehen,
vorausgesetzt, auf den Listen figurierten keine problematischen Namen. Die
Annäherung zwischen FDP und Freiheitlichen stiessen beim liberalen Flügel und bei den
Jungfreisinnigen auf Opposition. 28

PARTEICHRONIK
DATUM: 28.03.1996
EVA MÜLLER

Franz Steinegger, der seit 1989 Parteipräsident ist, wurde für eine weitere Amtsperiode
bestätigt. Ins Vizepräsidium wurde neben den wiederkandidierenden Vreni Spoerry (ZH)
und Fulvio Pelli (TI) als Vertreter der welschen Schweiz neu Peter Tschopp (GE) gewählt.
Nationalrat Tschopp gilt als ausgesprochener Europabefürworter. Tschopp ersetzte den
verstorbenen Jurassier Pierre Etique. 29

PARTEICHRONIK
DATUM: 13.04.1996
EVA MÜLLER

Parteipräsident Franz Steinegger (UR) wurde im August für weitere zwei Jahre im Amt
bestätigt. Die FDP-Frauen wählten anstelle von Franziska Frey-Wettstein (ZH) Sibylle
Burger-Bono (BE) zu ihrer neuen Präsidentin. Zum Nachfolger von FDP-
Generalsekretär Christian Kauter wurde der bisherige Delamuraz-Mitarbeiter Johannes
Matyassy gewählt. 30

PARTEICHRONIK
DATUM: 16.08.1997
EVA MÜLLER

Parteipräsident Steinegger, aber auch Bundesrat Kaspar Villiger kritisierten im
Berichtsjahr offen, dass die FDP auf dem nationalen Parkett nicht als die Kraft
erscheine, welche die Schweiz aus ihrer Mehrfachkrise führen könne. Gemäss Villiger
tritt die FDP vorwiegend als effiziente Zweckgemeinschaft zur Rettung von
Einzelinteressen auf. Steinegger rief zu mehr Einigkeit und Fraktionsdisziplin auf. 31

PARTEICHRONIK
DATUM: 18.08.1997
EVA MÜLLER

Der Neuenburger FDP-Parteitag vom 24. Oktober stand ganz im Zeichen des
programmatischen Aufbruchs. Der Freisinn wolle sich nicht länger am traditionellen
Links-rechts-Schema orientieren, sondern strebt eine Modernisierungspolitik jenseits
von rechts und links an; von Belang sei in Zukunft der Gegensatz zwischen Status Quo
und Modernisierung. Unter Führung von Parteipräsident Steinegger und
Generalsekretär Matyassy wurde die «Vision Schweiz 2007» ausgearbeitet, die ein
Denkmodell der erwarteten Entwicklung darstellen soll. Im volkswirtschaftlichen
Bereich sind nach freisinniger Vorstellungen im Jahr 2007 Wettbewerbsbehinderungen
abgebaut, die Finanzierung der Sozialversicherungen langfristig gesichert und die
Grundversicherung der Krankenkassen durch die Verselbständigung der öffentlichen
Spitäler finanziell tragbar. Im Bildungsbereich ist die akademische Bildung dereguliert
und der Markt für private Anbieter offen. In aussenpolitischer Hinsicht ist die Schweiz
Mitglied von UNO und EU und verfügt über eine moderne Milizarmee, die ihren Auftrag
im UNO/NATO-Verbund erfüllt. Im politischen System steht ein starker

PARTEICHRONIK
DATUM: 24.10.1998
URS BEER
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Bundespräsident an der Spitze eines Regierungsteams, das ein von mehreren Parteien
getragenes Programm umsetzt und seine Führungsrolle wahrnimmt. Das
Durchschnittsalter im Bundesrat liegt unter fünfzig und mehrere Frauen gehören ihm
an. Die Parteienlandschaft setzt sich aus einer nationalkonservativen, einer
linkskonservativen und einer Modernisierungsbewegung zusammen. 32

Zweimal hatte die FDP im Berichtsjahr Parolen zu eidgenössischen
Abstimmungsvorlagen zu fassen, welche zu erheblichen parteiinternen Konflikten
führten. An der FDP-Delegiertenversammlung vom Januar beschloss die Partei die
Nein-Parole zur Hauseigentümer-Initiative. Mit 101 zu 85 Stimmen wurde die
Parteileitung knapp auf ihrem Kurs, der Sanierung der Bundesfinanzen Priorität
einzuräumen, unterstützt. Nationalrat Dettling (SZ), Präsident des Schweizerischen
Hauseigentümerverbandes, hatte vergeblich die Wohneigentumsförderung als
«freisinniges Uranliegen» beschworen. Parteipräsident Steinegger und Bundesrat
Villiger setzten sich für einen Systemwechsel in der Eigentumsbesteuerung ein. Die
Besteuerung des Eigenmietwertes sollte demnach fallen gelassen werden. Gleichzeitig
würde der Schuldzinsabzug bei der Steuerbemessung überfällig. Die Unterhaltskosten
könnten nach ihrem Vorschlag weiterhin von den Steuern in Abzug gebracht werden.
Das Hauptargument Steineggers und Villigers waren jedoch die enormen Kosten, die mit
der Annahme der Initiative verbunden wären; ausserdem würden die Erleichterungen
hauptsächlich denjenigen zugute kommen, die bereits über Wohneigentum
verfügten. 33

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.01.1999
DANIEL BRÄNDLI

Als an der Delegiertenversammlung in Weinfelden (TG) zwei Wochen vor den
eidgenössischen Wahlen die FDP-Delegierten einstimmig die Ja-Parole zu den
bilateralen Verträgen mit der EU beschlossen, wurde die Gelegenheit auch zu Attacken
auf die SVP genutzt. Nationalrat Mühlemann (TG) forderte seine Parteikolleginnen und
-kollegen dazu auf, sich gegen die «Irrläuferpartei» SVP zu wenden und eine geeinte
Haltung zu den Bilateralen zu offenbaren. Parteipräsident Steinegger führte an, die
wirtschaftliche Situation der Schweiz sei wieder eine «Erfolgsstory», und dies sei in
erster Linie der Verdienst der FDP. Die SVP sei an diesem Aufbau nicht beteiligt
gewesen; sie habe sich in «Elendspropaganda» und Kampfbereitschaft gegen die
angebliche sozialistische Machtübernahme verfangen. 34

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 11.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

An der ersten Delegiertenversammlung des Jahres kritisierte Steinegger den weit
verbreiteten Populismus bei der SVP. Deren Protagonisten würden eine
fundamentalistische „Freund-Feind-Politik“ betreiben und sich als Retter der
Bürgerlichkeit aufschwingen. An der linken politischen Kultur kritisierte Steinegger die
kategorische Ablehnung des Neoliberalismus. 35

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.01.2000
DANIEL BRÄNDLI

Die Delegiertenversammlung vom April bestätigte Steinegger mit einer Standing Ovation
als Parteipräsidenten. Damit trat der 1989 gewählte Urner seine vierte Amtszeit an.
Bereits im März hatte er angekündigt, dass er der Partei nicht für eine ganze Amtsdauer,
sondern bloss für ein bis zwei weitere Jahre zur Verfügung stehen werde. Als neuer
dritter Vizepräsident wurde der Tessiner Nationalrat Gabriele Gendotti gewählt. In die
Parteileitung rückten ausserdem Gerold Bührer (SH), John Dupraz (GE), Christine
Egerszegi (AG), George Theiler (LU), Christian Wanner (SO) und die Baselbieterin Fabia
Schild nach. Schliesslich bestätigten die Delegierten die bereits im vergangenen
November gefasste Ja-Parole zu den bilateralen Verträgen mit der EU fast einstimmig. 36

PARTEICHRONIK
DATUM: 10.04.2000
DANIEL BRÄNDLI

Ende Januar gab Franz Steinegger (UR) seinen Rücktritt als FDP-Präsident bekannt. Er
hatte das Amt zwölf Jahre inne gehabt. Der als Favorit gehandelte Hans-Rudolf Merz
(AR) verzichtete auf eine Kandidatur. Zum Nachfolger designierte die Parteileitung den
Schaffhauser Gerold Bührer. Der 53-jährige Finanzchef der Georg Fischer AG wurde
1991 in den Nationalrat gewählt und zählt zum neoliberalen Wirtschaftsflügel und
gesellschaftspolitisch zu den Konservativen. Bührer verlangte einen bürgerlichen
Dreierbund mit FDP, SVP und CVP und forderte die CVP auf, sich klar rechts zu
positionieren. Am 7. April bestätigte die Delegiertenversammlung in Genf Gerold Bührer
als Nachfolger von Parteipräsident Franz Steinegger. 37

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.04.2001
MAGDALENA BERNATH

01.01.90 - 01.01.20 12ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Nachdem Gerold Bührer (SH) wegen seiner Doppelrolle als Parteipräsident der FDP und
als Verwaltungsrat der krisengeschüttelten Rentenanstalt zunehmend unter Druck
geraten war, erklärte er im November 2002 per sofort seinen Rücktritt vom
Parteipräsidium. Um die Vakanz kurz vor den Wahlen möglichst rasch zu besetzen,
nominierte die Parteileitung Ständerat Hans-Rudolf Merz (AR), der bereits 2001 für die
Nachfolge von Präsident Franz Steinegger im Gespräch war. Da dieses Vorgehen
parteiintern auf heftige Kritik stiess, übernahm Vizepräsidentin Christiane
Langenberger (VD) und nicht wie ursprünglich vorgesehen Hans-Rudolf Merz
interimistisch die Parteiführung bis zur Wahl des neuen Präsidiums im Januar 2003.
Zudem beschloss die Geschäftsleitung, weitere für das Amt in Frage kommende
Kandidaten anzufragen. Ende Dezember hatte neben Vizepräsidentin Christiane
Langenberger einzig die Zürcher Nationalrätin Trix Heberlein ihre Kandidatur
angemeldet. Der Favorit Merz war wegen seiner Mandate und seiner Tätigkeit als
Unternehmensberater in Südafrika während der Apartheid in den 1980er Jahren
zunehmend unter Beschuss geraten und hatte seine Kandidatur zurückgezogen, andere
von den Medien als aussichtsreich gehandelte FDP-Mitglieder stellten sich nicht zur
Verfügung. 38

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Mitte September reichte Bundesrat Kaspar Villiger sein Rücktrittsschreiben ein – dass
er nicht mehr für eine weitere Legislatur kandidieren würde, war seit einem Jahr
bekannt. Als Favoriten für seine Nachfolge galten die Berner Ständerätin Christine
Beerli, der Urner Nationalrat Franz Steinegger und die Aargauer Nationalrätin Christine
Egerszegi. Aussenseiterchancen eingeräumt wurden Ständerat Hans-Rudolf Merz
(AR). 39
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